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Anträge zum

„Entwurf für die Beschlussfassung des Länderrats der WASG“ am 9. Oktober 2005

Antrag 1

Auf Seite 4 des Leitantrages wird im dritten Spiegelstrich die Formulierung „drei Regionalkonferenzen – Süd, Ost, Nord“ ersetzt durch „Landesparteitage“ und die Formulierung „Vorschläge“ durch „Aufträge an den Bundesvorstand“. Der Abschnitt lautet dann wie folgt:

„Im 1. Halbjahr 2006 werden auf Landesparteitagen die Ergebnisse der örtlichen Kooperationen, der Foren und die Erfahrungen mit der politischen Kampagne ausgewertet und Aufträge an den Bundesvorstand für den weiteren Rahmen (programmatisch, organisatorisch und zeitlich) des Vereinigungsprozesses formuliert.“
Begründung

Der Leitantrag des Bundesvorstandes stellt zurecht fest, dass wir durch den Beschluss des Kasseler Parteitages, einen ergebnisoffenen Prozess auf allen Ebenen der Partei zu führen, gebunden sind. Aus diesem Grund sollte der Länderrat auch Vorschläge für Organisierung eines gemeinsamen Diskussionsprozesses der unterschiedlichen Ebenen vorschlagen. Ebenso kann, wie im Leitantrag beschrieben, eine gesamtdeutsche Linke nicht verordnet werden. Zeit ist aus diesem Grund das eine, was wir benötigen, die sorgfältige Debatte und das gegenseitige Kennenlernen, das andere. Im einzelnen nun zu den Anträgen.

1. Um zu Bewertungen, Vorschlägen und dann auch Beschlüssen zu kommen, die durch die Mitgliedschaft legimitiert sind, sollten wir diese Bewertung auf Landesparteitagen durchführen. Regionalkonferenzen der WASG wären, sollte die Zeit reichen, eine sinnvolle Ergänzung des organisationsinternen Prozesses, können aber nicht ausreichend die Willensbildung der Mitglieder reflektieren.

2. Wissenschaftler, Künstler, linke Intellektuelle u.a. müssen in die Formierung eines Linksbündnisses einbezogen werden. Wir können aber nicht Dritte darüber entscheiden lassen, wann unsere jeweiligen Parteitage stattfinden. Dies muss den legitimierten Parteigremien vorbehalten bleiben. Bestehende Mehrheiten in der im ersten Schritt paritätisch besetzten Steuerungsgruppe würden durch Hinzuziehung von Dritten verstärkt und die Ergebnisse der Steuerungsgruppe verfälschen.

3. Schon jetzt die Bildung eines Gründungsausschusses zu beschließen widerspricht den Ergebnisses des Kasseler Parteitages und der Urabstimmung, wonach der gemeinsame Diskussionsprozess ergebnisoffen und über zwei Jahre dauern soll. Hektik hilft uns politisch nicht. Nicht vorher zur Kenntnis genommene Differenzen mit- und untereinander führen später so oder so zu politischem Sprengstoff.

4. Die Foren sind, so wie sie zur Zeit konzipiert sind, eine vornehmlich intellektuelle Auseinandersetzung. Da die Foren zudem nicht durch die Parteien selber organisiert werden, benötigen wir eine Ebene, auf der Mitglieder und Funktionäre von WASG und Linkspartei.PDS einen gemeinsamen Debattenprozess führen. In Anbetracht bestehender wie vielleicht auch nur vermuteter politischer und kultureller Differenzen muss diese Debatte auch zwischen Ost und West geführt werden. Das neue Linksbündnis darf nicht aus zwei oder mehr getrennten Organisationen bestehen (EX-PDS und Ex-WASG).

Stefan Müller (Berlin)

